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Erlaß, Stundung der Forderung), dann sind diese Einwen­
dungen als Antrag des Schuldners auf Unzulässigkeitser- 
klärung der Vollstreckung gemäß § 133 Abs. 1 Ziff. 3 ZPO 
anzusehen, über den gemäß § 133 Abs. 2 ZPO die zustän­
dige Kammer des Kreisgerichts nach mündlicher Verhand­
lung zu entscheiden hat.
BG Gera, Beschluß vom 19. Mai 1977 - BZR 26/77.

Auf Antrag der Gläubigerin erließ der Sekretär des Kreis­
gerichts auf der Grundlage eines Kostenfestsetzungsbe­
schlusses eine Pfändungsanordnung über einen Anspruch 
in Höhe von 408,60 M.

Gegen diese Anordnung wandte der Schuldner ein, er 
habe auf die Forderung bereits 208,60 M gezahlt. Darauf­
hin beschloß der Sekretär die endgültige Einstellung der 
Vollstreckung aus der Pfändungsanordnung, soweit diese 
Anordnung 200 M übersteigt.

Gegen diesen Beschluß des Sekretärs richtet sich die 
Beschwerde der Gläubigerin, die Erfolg hatte.

Aus den Gründen:
Die endgültige Einstellung einer laufenden Vollstreekungs- 
maßnahme setzt nach § 134 Abs. 1 ZPO voraus, daß die zu 
vollstreckende Entscheidung aufgehoben oder abgeändert, 
die Vollstreckung für unzulässig erklärt wurde oder der 
Gläubiger seinen Antrag auf Vollstreckung zurücknimmt 
Soweit die Gläubigerin in der Begründung ihrer Be­
schwerde vorträgt, daß diese Voraussetzungen nicht vorlie­
gen, ist ihrer Meinung zu folgen. Allein die Tatsache, daß 
vor der Beantragung und dem Erlaß der Pfändungsanord­
nung ein Teil des Anspruchs der Gläubigerin vom Schuld­
ner bereits gezahlt worden ist genügt für die endgültige 
Einstellung einer laufenden Vollstreckungsmaßnahme nach 
§ 134 ZPO nicht. Das wäre nur möglich gewesen, wenn die 
Gläubigerin ihren Antrag auf Vollstreckung über 208,60 M 
zurückgenommen hätte.

Werden in der Vollstreckung vom Schuldner solche 
Gründe gegen die Vollstreckung vorgebracht, die sich ge­
gen den Anspruch des Gläubigers selbst richten, wie z. B. 
Bezahlung, Stundung, Erlaß usw., und geschieht das nach 
der abschließenden Stellungnahme der Prozeßparteien 
(§§ 64, 65 Abs. 2 ZPO) und kann auch ein Rechtsmittel ge­
gen die Entscheidung über den Anspruch nicht mehr einge­
legt werden — was in der Regel bei zulässiger Vollstrek- 
kung der Fall ist —, so handelt es sich nicht um eine Ein­
wendung i. S. des § 135 Abs. 3 ZPO, über die der Sekretär 
zu entscheiden hat. Es ist vielmehr ein Antrag des Schuld­
ners nach § 133 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO, über den die zuständige 
Kammer des Kreisgerichts zu entscheiden hat (§ 133 Abs. 2 
ZPO).

Kann dabei der Schuldner Quittungen oder Postab­
schnitte vorlegen, dann sollte der Sekretär den Gläubiger 
zur Stellungnahme auffordern oder ihn persönlich vorla­
den. Bestätigt der Gläubiger die Angaben des Schuldners 
und liegen die Zahlungen schon vor Erlaß der Pfändungs­
anordnung, sollte dem Gläubiger empfohlen werden, sei­
nen Antrag auf Erlaß der Pfändungsanordnung zu ändern; 
im Einverständnis mit den Beteiligten kann der Sekretär 
diese Änderung vornehmen. Liegt die Zahlung-nach dem 
Erlaß der Pfändungsanordnung, dann sollte der Gläubiger 
veranlaßt werden, in der Höhe der geleisteten Zahlungen 
den Antrag auf Vollstreckung zurückzunehmen. Geschieht 
das, ist insoweit die Vollstreckung nach § 134 Abs. 1 ZPO 
durch Beschluß des Sekretärs endgültig einzustellen.

Stimmt der Gläubiger nicht zu, hat der Sekretär die 
Vollstreckungsakte an die zuständige Kammer zur münd­
lichen Verhandlung und Entscheidung abzugeben. Die Kam­
mer kann ggf. auf Antrag des Schuldners die Vollstreckung 
aus dem Titel mittels einstweiliger Anordnung nach §§ 16, 
17 ZPO bis zur Entscheidung vorläufig einstellen. Das führt 
dazu, daß der Sekretär die Vollstreckungsmaßnahme nach 
§ 131 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO vorläufig einzustellen hat.

Da im vorliegenden Verfahren die Gläubigerin der teil­

weisen endgültigen Einstellung der Vollstreckung nicht 
zugestimmt hat, hätte der Sekretär des Kreisgerichts das 
Vorbringen des Schuldners, er habe auf die Forderung be­
reits 208,60 M gezahlt, als Antrag des Schuldners gemäß 
§ 133 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO werten müssen. Diesen Antrag 
hätte er nach § 133 Abs. 2 ZPO an die zuständige Kammer 
des Kreisgerichts abgeben müssen, die nach mündlicher 
Verhandlung hätte entscheiden müssen. Da dies noch nicht 
geschehen ist, war die Sache unter Aufhebung des Be­
schlusses des Sekretärs zur Verhandlung und Entscheidung 
an das Kreisgericht zurückzuverweisen.

Strafrecht * 1

§ 193 Abs. 1 und 2 StGB; ABAO 120/2 — Bergbausicherheit 
im Bergbau unter Tage — vom 5. Oktober 1973 (GBI.-Sdr. 
Nr. 767).
1. Wesentliche Bezugspunkte für die Kausalitätsprüfung 
sind die real existierenden, im sozialistischen Recht zum 
Ausdruck kommenden Verantwortungsbeziehungen, die 
konkret festgestellten Pflichtverletzungen und deren in­
nere Beziehungen zu den eingetretenen Folgen.
2. Kausalität in Form der Mitverursachung ist auch dann 
gegeben, wenn von mehreren durch Rechtspflichtverletzun­
gen bzw. durch verbotswidriges Handeln gesetzten selb­
ständigen Erscheinungen zwar keine allein geeignet war, 
die eingetretenen strafrechtlich relevanten Folgen herbei­
zuführen, diese Folgen jedoch durch das objektive Zusam­
menwirken der gesetzten Erscheinungen verursacht wur­
den.
3. Zur Prüfung von Rechtspflichtverletzungen auf dem Ge­
biet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes im Bergbau un­
ter Tage und deren Ursächlichkeit für die unmittelbare 
Gefährdung des Lebens und die erhebliche unmittelbare 
Gefährdung der Gesundheit der Werktätigen.
OG, Urteil vom 15. Juni 1977 -2b OSK 6/77.

Die Angeklagten Sch. und T. waren im Revier H. des VEB 
F. als Schichtsteiger für die Arbeitsorganisation sowie für 
die Durchsetzung aller bergbau- und sicherheitstechnischen 
und den Gesundheits- und Arbeitsschutz betreffenden Be­
lange in ihrem Arbeitsbereich verantwortlich. Sie lösten 
sich jeweils von Schicht zu Schicht ab und hatten dabei 
gemäß §§ 14, 29 der ABAO 120/2 bestimmte gegenseitige 
Informationspflichten.

Im Arbeitsbereich der Angeklagten wurde im Über­
hauen 9 d für Materialtransporte ein an einem Haspelseil 
angeschlagener Materialtransportschlitten auf den Fahrten 
über eine Umlenkrolle durch einen am Fußpunkt'des 
Uberhauens installierten Drucklufthaspel bewegt. Der ord­
nungsgemäße und sichere Einsatz dieses Schlittens zur 
Auffahrt von der 80-m-Sohle im Überhauen setzte ein ent­
sprechend langes Haspelseil voraus.

Der Angeklagte T. stellte am 14. November 1975 fest, 
daß zur ordnungsgemäßen Befahrung des Überhauens mit 
dem Materialtransportschlitten bald ein längeres Haspel­
seil benötigt wird. Am 17. November 1975 nahm der An­
geklagte Sch. nach seinem Urlaub die Arbeit in der Mittags­
schicht wieder auf. Zu Beginn dieser zweiten Schicht hatte 
seine Hauerpart S./D. die Fahrt im Überhauen verlängert, 
nachdem in der ersten Schicht des Angeklagten T. von des­
sen Hauerpart B./U. geschossen worden war. Um die not­
wendigen Transporte durchführen zu können, verlängerte 
der Hauer D. das kurz gewordene Haspelseil mit einer ge­
schweißten Metallgliederkette und führte damit bis gegen 
20 Uhr etwa 35 Materialtransporte durch. Als der Ange­
klagte Sch. um 20.30 Uhr das Überhauen befuhr, wurde 
er über diese unzulässige Seilverlängerung informiert. Dar­
aufhin ordnete er die Einstellung weiterer Transportarbei­
ten an und trug in das Rapportbuch als Information für 
die nachfolgende Schicht des Angeklagten T. ein: „Aufge­
legt — unbedingt Seil beschaffen und auflegen.“

Der Angeklagte T. nahm in der Frühschicht am 18. No­
vember 1975 diese Eintragung zur Kenntnis. Seine Hauer-


